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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Dr. Göiter, Dr. Riedl (München), 
Werner, Dr.-Ing. Oldenstadt, Dr. Köhler (Wolfsburg) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1127 (neu) - 

betr. Kürzungen in den Etats der Rundfunk- und Fernsehanstaiten 


Der Bundesminister des Innern hat mit Schreiben vom 12. De- 
zember 1973 - M 3 - 345 210/4 - die vorgenannte Kleine Anfrage 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Finanzen wie 
folgt beantwortet: 

Die Urteile des Bundesfinanzhofs über Grund und Umfang der 
Körperschau- und Gewerbesteuerpflicht für Werbeeinnahmen 
der Fernsehanstalt „Zweites Deutsches Fernsehen" (ZDF) und 
einiger Landesrundfunkanstalten stehen noch aus. Die Verfah- 
rensbeteiligten werden in der mündlichen Verhandlung am 
G./7. Februar 1974 Gelegenheit haben, dem Gericht ihren Rechts- 
standpunkt abschließend darzulegen und zu erläutern. 

Die Bundesregierung möchte mit ihrer Antwort auf die Kleine 
Anfrage nicht den Eindruck aufkommen lassen, sie mißachte 
das Verbot, in ein schwebendes Gerichtsverfahren einzugreifen. 
Dies kann und darf aber andererseits auch nicht ausschließen, 
daß sich die Verantwortlichen auf Alternativen des Ausgangs 
dieses wichtigen Finanzstreitverfahrens einstellen. 

Die in der Kleinen Anfrage angesprochenen Rundfunk- und 
Fernsehanstalten, die sich teilweise aus Werbeeinnahmen finan- 
zieren, fallen in die Zuständigkeit der Länder. Diese haben durch 
Gesetz oder, wenn die Rundfunk- bzw. Fernsehanstalt (ZDF) in 
mehreren Ländern sendet, durch Staatsvertrag die Rundfunk- 
versorgung den erwähnten Anstalten zur Selbstverwaltung 
überlassen. 

Zur Vermeidung von Mißverständnissen ist daher vorweg zu 
den Fragen hervorzuheben, daß es in erster Linie Sache der 
autonomen Rundfunk- und Fernsehanstalten und der für die 
gesetzliche Sicherstellung der Finanzierung zuständigen Länder 
ist und bleiben muß, sich rechtzeitig auf die vom Bundesfinanz- 
hof zu klärende Rechtslage einzustellen. 
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Unter diesem Vorbehalt nehme ich zu den einzelnen Fragen 
nachstehend Stellung; 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der ohnehin 
angespannten Finanzlage der Rundfunk- und Fernsehanstalten 
die Beschäftigungsmöglichkeit, vor allem der freien Mitarbeiter 
und der Künstler, stark beeinträchtigt und die Zahl der Produk- 
tionen weiter eingeschränkt werden müßten, wenn die Fernseh- 
anstalten tatsächlich die als Steuerschulden geforderten Beträge 
nachträglich begleichen müßten? 

Die entstehenden Probleme sind der Bundesregierung bekannt. 


2. Teilt die Bundesregierung unsere Sorge, daß dies sowohl den 
sozialen Status als auch die Einkommensmöglichkeit der Künst- 
ler und freien Mitarbeiter weiter verschlechtern müßte und daß 
damit die in den künstlerischen Berufen bestehende Misere 
weiter verschärft würde? 

Die von den Fragestellern befürchtete Wirkung muß auf jeden 
Fall vermieden werden. Allerdings ist die Bundesregierung nicht 
der Auffassung, daß sich im Falle eines für die Rundfunk- und 
Fernsehanstalten ungünstigen Ausgangs der Revisionsverfah- 
ren vor dem Bundesfinanzhof die Einkommensmöglichkeiten der 
Künstler und freien Mitarbeiter zwangsläufig verschlechtern 
müßten. Die Bundesregierung ist vielmehr der Auffassung, daß 
bei notwendigen Einsparungen soziale Aspekte absolut vorran- 
gig berücksichtigt werden müssen. 


3. Welche Konsequenzen hält die Bundesregierung auf Grund die- 
ser Umstände bei der künftigen Behandlung der als Steuer- 
schulden geforderten Beträge der Fernsehanstalten im Interesse 
der künstlerischen Berufe für angebracht? 


Diese Frage bedarf noch eingehender Klärung mit den Ländern 
für den Fall, daß im Februar nächsten Jahres eine für die Rund- 
funk- und Fernsehanstalten ungünstige abschließende Entschei- 
dung des Bundesfinanzhofes ergeht. 

Die Rundfunk- und Fernsehanstalten sind allerdings nicht 
schlechthin, sondern nur mit ihren Betrieben gewerblicher Art, 
wozu auch die Veranstaltung von Werbesendungen gehört, 
steuerpflichtig. Sie sind insofern nicht anders gestellt, als alle 
übrigen Körperschaften des öffentlichen Rechts, bei denen eben- 
falls die Betriebe gewerblicher Art in vollem Umfange zur 
Steuer herangezogen werden. 

Die Bundesregierung hält es aus Gründen der Gleichmäßigkeit 
der Besteuerung nicht für gerechtfertigt, steuerliche Sonder- 
regelungen zugunsten der Betriebe gewerblicher Art der Rund- 
funk- und Fernsehanstalten einzuführen. Für ihre steuerliche 
Behandlung können vielmehr grundsätzlich auch künftig nur 
die allgemeinen Vorschriften des geltenden Rechts maßgebend 
sein, die u. a. bei besonderer Notlage auch Billigkeitsmaßnah- 
men vorsehen. 
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